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Sachverhalt und Anträge 

I. 	Die Beschwerdefuhrerin 1st Inhaberin des europäischen 

Patents Nr. 0 033 936 (Anmeldenurnrner: 81 100 740.0) 

II. 	Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende) hat gegen das 

erteilte Patent Einspruch eingelegt und beantragt, das 

Patent mangels Patentfãhigkeit seines Gegenstands 

(Art. 100 a) EPU) zu widerrufen. 

Sie hat sich u. a. auf die folgenden Beweismittel 

beruf en: 

- of fenkundige Vorbenutzung eines Fahrradschlosses 

(kurz: Sch1of, I) sowie 

- 	Dl: 	US-A-4 180 998 

- 	D2: 	DE-C-349 775. 

III. Mit Entscheidung in der mQndlichen Verhandlung yam 

13. Juni 1991, in schriftlich begrundeter Form am 

3. September 1991 zur Post gegeben, hat die Einspruchs-

abteilung das europàische Patent widerrufen. 

IV. 	Gegen diese Entscheidung legte die BeschwerdefQhrerin am 

14. Oktober 1991 unter gleichzeitiger Zahiung der 

vorgeschriebenen Gebühr Beschwerde em. 

Die Beschwerdebegründung wurde am 3. Januar 1992 

eingereicht. 

V. 	In ihrer Erwiderung auf die BeschwerdebegrQndung nannte 

die Beschwerdegegnerin zuin ersten Mal die folgenden 

Beweismittel: 

- D5: 	FR-A-i 002 281 sowie 

../... 
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- offenkundige Vorbenutzung eines Fahrradschlosses 

"BASTA type 500" (Kurz: Sch1of, II) 

Zu deren StQtzung wurde folgendes Material eingereicht: 

- 	Zeichnung Nr. 67 40 70.1 yarn 7. April 1976; 

- zwei Fotografien des fertigen Schiosses in zwei 

verschiedenen Stellungen; 

- Erkiarung des Herrn BOrge Larsen. 

VI. 	Es wurde am 3. Februar 1994 rniindlich verhandelt. 

un Laufe der mündlichen Verhandlung beantragte die 

Beschwerdeführerin, die angefochtene Entscheidung 

aufzuheben und das Patent in geandertern Umfang auf der 

Basis der folgenden Unterlagen aufrechtzuerhalten: 

- Patentansprüche: 	 1 bis 36, Qberreicht in der 

mQndlichen Verhandlung 

Beschreibung: 	 Spalten 1 bis 4 und 11, 

uberreicht in der rnUndlichen 

Verhandlung 

Spalten 5 bis 10, wie erteift 

- Zeichnung: 	 wie erteilt. 

Die unabhangigen Patentanspruche 1 und 35 lauten: 

li. SchwenkbQge1sch1o, für ein Fahrzeug, insbesondere em 

Zweiradfahrzeug, mit einern Schwenkbugel (20; 120) 

weicher an einem Rahmenteil (12a; 112a) seitlich neben 

einem mit einer Durchbrechung versehenen Rad (10) urn eine 

Schwenkachse (18) schwenkbar gelagert ist, nrnlich 

zwischen einer Absperrstellung, in weicher er die Durch- 

0930 .D 
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brechung durchdringt und gegen Schweriken, gegebenenfalls 

durch Zusammenwirken mit einern an einem gegenQber-

liegenden Rahmenteil (12b) angebrachten Sperriager (17; 

117) gesperrt ist, und einer Fahrstellung, in weicher er 

auger Eingriff mit dem Rad (10) steht und gegen Schwenken 

gesichert ist, wobei der Schwenkbugel bzw. ein schwenk-

achsenseitiger Fortsatz (56) des Schwenkbugels (20; 120) 

in einer Schwenknabe (16; 116) urn eine zur Schwenkachse 

(18) senkrechte Drehachse (22) drehbar gelagert ist und 

die Schwenknabe (16; 116) an einern an dem Rahrnen (12) zu 

befestigenden, mit einer zur Schwenkachse (18) 

querliegenden Schwenklagerplatte (14a; 114a) ausgefuhrten 

Schwenklager (14; 114) urn die Schwenkachse (18) 

schwenkbar gelagert ist, wobei die Schwenksicherung 

zumindest in der Fahrstellung durch Eingriff eines arn 

Schwenkbugel (20; 120) vorgesehenen Sicherungselernents 

(72; 172) in eine Sicherungselernentenaufnahme (66; 166) 

des Schwenklagers (14; 114) gewahrleistet ist und dieser 

Eingriff durch Dreheri des SchwenkbUgels (20; 120) bzw. 

seines Fortsatzes (56) urn seine Lngsachse (22) in eine 

bzw. aus einer Drehsicherungsstellung herstelibar bzw. 

lOsbar ist, und wobei das Sicherungselement (72; 172) mit 

einer auJ,erha1b der Schwenknabe (16; 116) angeordneten, 

mit der Schwenklagerplatte (14a; 114a) verbundenen 

Eingriffsbahn zusarnrnenwirkt, weiche die Sicherungs-

elementenaufnabme (66; 66) aufweist bzw. bildet, dadurch 

gekennzeichnet, dag die Schwenknabe (16; 116) einen 

wenigstens annhernd kreisfOrmigen Urnrii!, urn die Schwenk-

achse (18) besitzt, daJ, die Drehachse (22) wenigstens 

annàhernd diametral durch die Schwenknabe (16; 116) 

verlauft, dais, das Sicherungselement (72; 172) unmittelbar 

an die Schwenknabe (16; 116) angrenzend an dern Schwenk-

bUgel (20; 120) angebracht ist und dais, die einem Teil-

kreis urn die Schwenkachse (18) folgende Eingriffsbahn mit 

der Sicherungselementenaufnahine (66; 166) und gegebenen-

falls einer Sperrelemeritenaufnabme (70) auf der Kante 

eirier der Schwenknabe (16; 116) wenigstens auf einem Teil 

0) 3 0 	 --I.-. 



- 4 - 	 T 0799/9k 

ihrer Urnfangsfläche in einem der Lage des Sicherungs-

elements (70; 172) entsprechenden Abstand folgenden, in 

Richtung der Schwenkachse (18) weisenden Seitenwand (14b; 

114b) der Schwenklagerplatte (14a; 114a) ausgebildet 

"35. Schwenkbugelschloj, für ein Fahrzeug, insbesondere 

ein Zweiradfahrzeug, mit einem Schwenkbugel (120), 

weicher an einem Rabmenteil (112a) seitlich neben einern 

mit einer Durchbrechung versehenen Rad (10) urn eine 

Schwenkachse (18) schwenkbar gelagert ist, nmlich 

zwischen einer Absperrstellung, in weicher er die 

Durchbrechung durchdringt und gegen Schwenken, 

gegebenenfalls durch Zusarnmenwirken mit elnem an einem 

gegenQberliegenden Rahrnenteil angebrachten Sperriager 

(117) gesperrt 1st, und einer Fahrstellung, in welcher er 

auler Eingriff mit dem Rad (10) steht und gegen Schwenken 

gesichert ist, wobei der SchwenkbUgel bzw. em schwenk-

achsenseitiger Fortsatz (56) des Schwenkbugels (120) in 

einer Schwenknabe (116) urn eine zur Schwenkachse (18) 

senkrechte Drehachse (22) drehbar gelagert ist und die 

Schwenknabe (116) an einem an dem Rabmen (12) zu 

befestigenden, mit einer zur Schwenkachse (18) 

querliegenden Schwenklagerplatte (114a) ausgefuhrten 

Schwenklager (114) urn die Schwenkachse (18) schwenkbar 

gelagert ist, und wobei die Schwenksicherung zumindest in 

der Fahrstellung durch Eingriff eines am Schwenkbugel 

(120) vorgesehenen Sicherungselernents (172) in eine 

Sicherungselementenaufnahme (166) des Schwenklagers (114) 

gewhr1eistet ist und dieser Eingriff durch Drehen des 

SchwenkbQgels (120) bzw. seines Fortsatzes (56) um seine 

Lngsachse (22) in eine bzw. aus einer Drehsicherungs-

stellung hersteilbar bzw. lOsbar 1st, wobei das 

Sicherungselement (172) mit einer auerha1b der Schwenk-

nabe (116) angeordneten mit der Schwenklagerplatte (14a; 

114a) verbundenen Eingriffsbahn zusamrnenwirkt, weiche die 

Sicherungselementenaufnahrne (66; 166) aufweist bzw. 

0930 .D 
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bildet, wobei der Schwenkbugel (120) nach LOsung eines 

Sperrelernents (182, 184) aus einer Sperrelementenautnahme 

(117b, 117c) wahrend des Schwenkwegs der Schwenknabe 

(116) von der Absperrstellung (Fig. 1 ausgezogen 

eingezeichnet) in die Fahrstellung (Fig. 1 strich-

punktiert eingezeichnet) durch ein Drehvorspannelernent 

(60) in die Sicherungsdrehstellung (Fig. 10) zurUck-

steilbar ist, und wobei an dern Schwenklager (114) em 

Sicherungselementenanschlag (190) angebracht ist, gegen 

weichen das Sicherungselement (172) auf dern Schwenkweg 

des SchwenkbQgels (120) vor Erreichen der Fahrstellung 

(Fig. 1 strichpunktiert eingezeichnet) in einer 

Anschlagstellung ansch1gt, dadurch gekennzeichnet, daI 

das Sicherungselement (172) irn Nabenbereich angeordnet 

ist und seine Eingriffsbahn in Richtung der Schwenkachse 

(18) weist und einern Teilkreis urn diese folgt und daS der 

Sicherungselernentenanschlag (190) an der Eingriffsbahn 

ausgebildet ist, derart, daf, der SchwenkbQgel (120) in 

der Anschlagstellung noch in die Durchbrechung des Rads 

eingreift. 

VII. Die Beschwerdegegnerin (Einsprechende) beantragt, die 

Beschwerde zurQckzuweisen und das europaische Patent zu 

widerruf en. 

Zur Begrundung ihres Antrags führt sie irn wesentlichen 

aus: 

i) Zurn PatentansDruch 1; 

Bei der offenkundigen Vorbenutzung "Sch1oI I' weise die 

Schwenklagerplatte auf der dem Sperriager abgewandten 

Seite eine Seitenwand auf, die an ihrem Ende zurn 

Sperriager hin rechtwinklig abgebogen sei. Der abgebogene 

Teil sei mit einer dem Durchrnesser des SchwenkbQgels (6) 

angepaJten runden Ausnehmung (4) versehen, die den freien 

Endbereich des Schwenkbügels (6) in dessen Fahrstellung 

.1' 	 - - - 
,f . 
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aufnehrne. Zurn Sperriager hiri habe die Ausnehmung eine 

Offnung, die enger sei als der Schwenkbugeldurchmesser. 

Die Sicherung des Schwenkbugels in der Fahrstellung 

erfolge durch Zusarnrnenwirken eines an dem freien 

SchwenkbQgelende vorgesehenen Sicherungselements mit der 

runden Ausnebmung (4) 

Der einem Teilkreis urn die Schwenkachse folgenden und in 

Richtung der Schwenkachse weisenden Eingriffsbahn gem 

Patentanspruch 1 entspreche der untere Bereich dieser 

Ausnehrnung (4) mit dern entsprechenden, an deren Offnung 

angeordneten Vorsprung (2) 

Unter BerQcksichtigung der bereits in diesem 

nchstkomrnenden Stand der Technik verwirklichten Merkmale 

verblieben irn Patentanspruch 1 noch die folgenden 

Merkrnale: 

Die Schwenknabe weist einen annhernd kreisfOrrnigen 

Umrig urn die Schwenkachse auf. 

Das Sicherungselernent ist unmittelbar an die 

Schwenknabe angrenzend angebracht. 

Gema1, dern offenkundig vorbenutzten 'Sch1of, I" werde das 

Sicherungselernent (3, 3') und die zur Aufnahrne des 

Sicherungselernents vorgesehene runde Ausnebsnung (4) in 

einern grOferen Abstand von der Nabe angeordnet, 

offensichtlich urn den SchwenkbUgel in der Fahrstellung 

rnOglichst sicher halten zu kOnnen. Bei der Ausbildung des 

Schiosses bestUnden aber keinerlei Vorschriften Uber den 

Abstand von der Schwenkachse, in dem das Sicherungs-

element in die Ausnehrnung (4) eingreife. Die Lage des 

Sicherungselements (3, 3) auf dem Umfang des Schwenk-

bUgels sei. für den Fachmann ersichtlich in jedem 

beliebigen Abstand von der Schwenknabe mOglich. Da es 

0930.D 	 . - .1... 
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sich bei der Wahi des Abstandes des Sicherungselernents 

(3, 3) von der Nabe lediglich urn eine Bernessungsfrage 

handele, kOnne auch keine Erfindung darin gesehen werden, 

das Sicherungselernent unmittelbar an die Schwenknabe 

angrenzend anzubringen. 

ii) Zurn PatentansDruch 35 

Der Patentanspruch 35 gehe ebenfalls von dern Stand der 

Technik gemag der of fenkundigen Vorbenutzung 

"Schiosses I" aus. Das beanspruchte SchwenkbUge1sch1og  

solle derngegenUber irn wesentlichen dadurch gekennzeichnet 

sein, dag der SchwenkbQgel in der Anschlagstellung noch 

in die Durchbrechung des Rads eingreift. 

Einern soicheri SchwenkbUgel fehie die Patentfàhigkeit. Es 

werde hierzu auf das of fenkundig vorbenutzte Schlog II 

verwiesen. Dieses Schlog sei derart ausgestaltet, dag die 

beanspruchte Funktion ebenfalls erfQllt sei. 

Bei dern of fenkundig vorbenutzten SchloZ I schiage der 

Schwenkbugel vor Erreichen der Fahrstellung an der zur 

runden Ausnehmung führende Offnung an, die enger sei als 

der Durchrnesser des Schwenkbugels. Ein HeranrQcken der 

runden Ausnehmurig an die Schwenkachse kOnne 

notwendigerweise nur dazu fQhren, dag in der 

Anschlagstellung der SchwenkbUgel noch in die Speichen 

des Rads eingreife. Diese Zwangslaufigkeit sch1ieEe die 

Anweridung jeglicher erfinderischer Tätigkeit aus. 

Ent scheidungsgründe 

1. 	Die Beschwerde entspricht den Artikeln 106 bis 108 sowie 

der Regel 64 EPU; sie ist zu1ssig. 

.../... 
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2. 	Anderungen 

	

2.1 	Artikel 123 (2) EpU 

Die geltenden geanderten PatentansprUche des 

angefochtenen Patents gehen nicht uber das ursprQnglich 

Offenbarte hinaus. Die Angabe im Kennzeichen des Patent-

anspruchs 1, daI "das Sicherungselement unmittelbar an 

die Schwenknase angrenzend an dem Schwenkbugel angebracht 

ist" wurde aus der ursprUnglich eingereichten 

Beschreibung, Seite 18, Zeilen 11 bis 13 ubernornrnen. 

Der neue unabhngige Patentanspruch 35 findet seine 

StQtze in dem ursprUnglich eingereichten Patentanspruch 1 

sowie in dem auf ihnruckbezogenen ursprunglich 

eingereichten Patentanspruch 13. 

	

2.2 	Artikel 123 (3) EPU 

Der unabhangige Patentanspruch 35 entspricht einer 

Zusamrnenfassung des erteilten Patentanspruchs 1 und der 

auf ihn ruckbezogenen, erteilten Patentanspruche 5 und 

21. 

Die geltenden PatentansprUche 1 und 35 enthalten jeweils 

sämtliche Merkmale des erteilten Patentanspruchs 1, 

ergänzt durch weitere einschrankende Merkrnale, und sind 

somit in Hinblick auf Artikel 123 (3) EPU nicht zu 

beans tanden. 

	

2.3 	Zu1ssigkeit des neuen unabhangigen Patentanspruchs 35 

Die BeschwerdefUhrerin (Patentinhaberin) hat sich 

veran1at gesehen, eine selbständige Forrnulierung für den 

Patentanspruch 35 zu wahlen, weil für die vo11stndige 

Lehre des Patentanspruchs 35 die kennzeichnende 

Merkmalsgruppe des geltenden Patentanspruchs 1 nicht 

0930. D 
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zwingend erforderlich sei. Die Ruckbeziehung des Patent-

anspruchs 35 auf den geltenden patentanspruch 1 hãtte zu 

einer ungerechtfertigten Einschrànkung des Gegenstands 

gefUhrt, wie er in den PatentansprQchen 1, 5 und 21 des 

erteilten Patents definiert war. 

Die EinfQhrung des neuen unabhngigen Patentanspruchs 35 

ergibt sich somit aus der Ergãnzung des erteilten Patent-

anspruchs 1 durch weitere Merkmale, wobei diese Erganzung 

durch den Einspruchsgrund der mangeinden Patentfähigkeit 

bedingt ist. 

Die Vorinstanz hat darin einen Verstog gegen die 

Einheitlichkeit der Erfindung gemag Artikel 82 EPU 

gesehen. Diese Frage ist inzwischen von der GroJ3en 

Beschwerdekarnrner entschieden warden (vgl. G 1/91, 

AB1. EPA 1992, 253) . Die Einheitlichkeit gehort demnach 

nicht zu den Erfordernissen, denen ein eurapãisches 

Patent bei Aufrechterhaltung in gendertem Urnfang zu 

genQgen hat. 

Die Karm-ner sieht samit keinen Grund, die Einfuhrung des 

neuen unabhangigen Patentanspruchs 35 un Einspruchs-

verfahren nicht zuzulassen, da diese EinfQhrung den 

Erfordernissen von Artikel 123 (2) und (3) EPU genQgt und 

dem Einspruch Rechnung tragt. 

	

3. 	Im Beschwerdeverfahren erstrnals genannte Beweismittel 

	

3.1 	Hinsi-chtljch des erst irn Beschwerdeverfahren vargelegten 

Dokuments D5 ist folgendes auszufQhren: 

Dokurnerit D5 wurde wegen des kreisfOrinigen Umrisses der 

Schwenknabe zitiert. Ein soiches, an sich triviales 

Merkmal ist schon aus dern bereits im Verfahren 

befindlichen Dokuinent D2 bekannt. Mithin ist dieses 

versptet vorgebrachte Beweismittel entscheidungs- 

/ . 
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unerheblich und wird in AusUbung des Ermessens nach 

Artikel 114 (2) EPU in diesern verfahren nicht weiter 

berucksichtigt. 

	

3.2 	Zur geltend gemachten offenkundigen Vorbenutzung 

"Schiog II" 

Die behauptete of fenkundige vorbenutzung Schiog II ist 

nicht als verspàtetes Vorbringen anzusehen, obwohl sie 

zurn ersten Mal im Beschwerdeverfahren vorgelegt worden 

1st. Der Grund, warurn sich die Beschwerdegegnerin 

veran1aft gesehen hat, aut dieses Beweismittel im 

Beschwerdeverfahren hinzuweisen, liegt darin, dag die 

Beschwerd.efuhrerjn (Patentinhaberin) den neuen 

unabhangigen Patentanspruch 35 erst sehr spat im 

Einspruchsverfahren uberreicht hat. 

Das Schwenkbuge1sch1of, gemaf, Patentanspruch 35 ist u. a. 

dadurch gekennzeichnet, dag der SchwenkbUgel in der 

Anschlagstellung noch in die Durchbrechung desRads 

eingreift. Die BeschwerdefUhrerin hat vorgebracht, daf 

dieses Prinzip dem of fenkundigen vorbenutzten Schlog II 

zu entnehmen sei. 

	

4. 	Zur Of fenkundigkeit der Vorbenutzung "Sch1oi II" 

	

4.1 	Aus der Erkiarung von Herrn BOrge Larsen geht hervor, daf 

die Firma Christiansen Maskinfabrik einen Schwenkbugel 

nach der eingereichten Zeichnung Nr. 67 40 70.1 für die 

Einsprechende gefertigt hat, der ein Tell des 

Schiosses II war. 

Der Lieferung eines Schwenkbugels nach der eingereichten 

Zeichnung an die Einsprechende var dem Anmeldetag des 

angefochtenen Patents fehit aber die Of fenkundigkeit. 

Voraussetzung für eine offenkundige Vorbenutzung ist, daf., 

Mitglieder der Offentlichkeit, d. h. beliebige Dritte, 

0930.D 	 ... 
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Kenntnis von dent betreffenden Gegenstand erhalten 

konnten. Nicht als beliebige Dritte" gelten Beteiligte, 

die Geheirrthaltung vereinbart hatten oder von der 

begrQndeten Erwartung einer Vertraulichkeit ausgehen 

konnten (Singer, EPU, Art. 54, Rdn. 6) 

In vorliegendem Fall wurde der SchwenkbQgel nach der 

eigenen Aussage der Einsprechenden fl int Unterauftrag" fur 

die Einsprechende gefertigt. Die Eirisprechende hat somit 

der als Zulieferer arbeitenden Firma Christiansen 

Maskinfabrik einen Auftrag zur Lieferung eines bestimmten 

Einzelteils der beanspruchten Vorrichtung erteilt. Die 

Ausführung dieses von der Einsprechenden erteilten 

Auftrags ist als auf einern Vertrauensverh1tnis beruhend 

zu betrachten. Die betreffende Firma einschlieZlich des 

Verfassers der vorstehend genarinten Erk1rung stellen 

mithin keine beliebigen Dritten dar, so daf? die Voraus-

setzung für eine of fenkundige Vorbenutzung nicht erfüllt 

ist. 

4.2 	Einer Vernehmung des von der Beschwerdegegnerin 

(Einsprechende) angebotenen Zeugen, Herrn BOrge Larsen, 

bedurfte es nicht. Nach den eigenen Angaben der 

Einsprecheriden soilte der Zeuge lediglich bekunden, daI 

die Firma Christiansen Maskinfabrik von dent Sch1of, II 

Kenntnis hatte, ohne daf!, eine Geheirrthaltungsverpflichtung 

bestanden hatte. Dieser Sachverhalt wurde var der 

Beschwerdekarnrner nicht bestritten und kann untersteilt 

werden. Jedoch ist, wie vorstehend ausgefuhrt, die in 

Rede stehende, als Zulieferer arbeitende Firma nicht als 

'beliebiger Dritter anzusehen, so daf, die Of fenkundig-

keit dieser Vorbenutzung durch die Zeugenaussage nicht 

bewiesen worden ware. 

Die geltend gemachte of fenkundige Vorbenutzung 

"Sch1of II steilt daher keinen Stand der Technik mm 

Sinne von Artikel 54 (2) EPU dar. 
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5. 	Nãchstkornrnender Stand der Technik, Neuheit 

	

5.1 	Ein SchwenkbQge1sch1o, gemag dern Oberbegriff der 

geltenden Patentanspruche 1 bzw. 35 ist aus der von der 

Beschwerdeführerjn ausdruckljch als Stand der Technik 

anerkannten, offenkundigen Vorbenutzung des Schlosses I 

bekannt. 

Auf den zur Geltendmachung dieser Vorbenutzung 

eingereichten Fotografien des Schiosses I ist die 

Schwenklagerplatte mit dem Bezugszeichen (1) versehen. 

GernãJ, der in den Patentansprüchen 1 und 35 gegebenen 

Definition liegt die Schwenklagerplatte quer zur 

Schwenkachse des SchwenkbUgels (6) und ist an dem Rahmen 

befestigt. Dieses plattenfOrrnige, rechteckige Teil 

erstreckt sich in Richtung des in Fahrstellung stehenden 

Schwenkbugels. Die Schwenklagerplatte (1) weist auf der 

dem Sperriager abgewandten Seite eine Seitenwand auf, die 

an ihrem Ende zum Sperriager hin rechtwinklig abgebogen 

ist. Der abgebogene Teil 1st mit einer dem Durchinesser 

des Schwenkbugels (6) angepaIten runden Ausnehmung (4) 

versehen, die den freien Endbereich des Schwenkbugels (6) 

in dessen Fahrstellung aufnimmt. Zum Sperrlager hin hat 

die runde Ausnehmung eine Offnung, die enger ist als der 

SchwenkbQgeldurchmesser. Am Schwenkbugel (6) sind im 

Bereich der runden Ausnehinung (4) zwei Einfràsungen (3, 

3 ) vorgesehen, die derart bemessen sind, dag bei Drehung 

des Schwenkbugels (6) dieser aus der Ausnehmung (4) 

herausbewegbar und zum Sperriager hin schwenkbar ist. 

Dem Sicherungselement gema1, den PatentansprUchen 1 und 35 

entspricht dabei der nicht eingefraste Urnfangsteil des 

Schwenkbugels (6) und der patentgemãJ.en, an der 

Schwenklagerplatte angeordneten Eingriffsbahri entsprechen 

die beiden Kanten (2) der Offnung der runden Ausnehinung 

(4) sowie die Kontur dieser Ausnebmung an der Seiten- 

wandabbiegung. Die Schwenknabe (5) des of fenkundig 
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vorbenutzten Schlosses I weist ferner in der Schwenkebene 

einen quadratischen oder rechteckigen Querschnitt auf. 

	

5.2 	Die Beschwerdegegnerin hat in der mQndlichen Verhandlung 

vorgetragen, dai, Merkinale im Kennzeichen der Patent-

ansprUche 1 und 35 aus der oberbegriff lichen 

of fenkundigen Vorbenutzung bekannt seien; bei dem 

vorbenutzten Schlog I bilde nàmlich die untere Hälfte der 

Ausnehrnung (4) zusarnxnen mit der entsprechenden Kante (2) 

eine Eingriffsbahn im Sinne der beanspruchten Erfindung, 

die einem Teilkreis urn die Schwenkachse folge und in 

Richtung dieser Achse weise. Solche Uberlegungen beruhen 

jedoch eindeutig auf einer unzulassigen Betrachtungs- 

weise, di& die Kenntnis der Lehre des angefochtenen 

Patents zur Voraussetzung hat: wie vorstehend ausgefQhrt, 

ist es nicht nur die untere H1fte der runden Ausnebmung, 

sondern die ganze Kontur der runden Ausnebmung mit den 

beiden Kanten ihrer Of fnung, die mit dem Sicherungs-

element zusarnrnenwirken und somit ein zangenartiges Teil 

bilden. DarQber hinaus ist die runde Ausnebmung an der 

plattenformigen Seitenwandabbiegung ausgebildet. Von 

einer einem Teilkreis urn die Schwenkachse folgenden 

Eingriffsbahn auf der Karite einer Seitenwand der 

Schwenklagerplatte kann daher keineswegs die Rede sein. 

	

5.3 	Aus vorstehenden AusfUhrungen folgt, daf, der Gegenstand 

beider unabhangiger AnsprQche 1 und 35 gegenuber dem 

Stand der Technik nach dem offenkundig vorbenutzten 

"Sch1of I neu ist. Die übrigen Entgegenhaltungen liegen 

weiter entferrit und zeigen jeweils schon nicht die 

Merkmale nach dem Oberbegriff dieser AnsprQche. Mangels 

eines diesbezUglichen Vorbringens erubrigt sich hierzu 

ein naheres Eingehen. 
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6. 	Erfinderische Tätigkeic (Patentanspruch 1) 

	

6.1 	Die Sicherung des Schwenkbugels in der Fahrstellung 

erfolgt bei dern of fenkundig vorbenutzten Schlog I durch 

Zusamrnenwirken des Sicherungse].ements an dem freien 

SchwenkbQgelende mit der runden Ausnehrnung (4), weiche an 

einern ausladenden Verlangerungsteil der Schwenklager-

platte angeordnet ist. 

Dadurch erhält das Schwenkbl:lgelschlog elne massige, durch 

hohen Materialverbrauch schwere und teure, viel Platz 

beanspruchende, und in ihrem Erscheinungsbild und 

hinsichtlich der Benutzung ungQnstige Gestalt. 

Die dem angefochtenen Patent zugrundeliegende Aufgabe 

kann daher, wie in der Patentschrift in Spalte 1, 

Zeilen 15 bis 17 sowie Zeilen 42 und 43 angegeben, darin 

gesehen werden, ein SchwenkbQgelschlog gattungsgemãfer 

Art zu schaffen, das einen vereinfachten, platz- und 

materialsparenden Aufbau mit geringem Fert±gungsaufwand 

errnOglicht und rnOglichst beruhrungsfreundlich ist. 

	

6.2 	Diese Aufgabe wird ausgehend von einem SchwenkbugelschloI 

gemag dem Oberbegriff des Patentanspruchs 1 im 

wesentlichen dadurch gelost, dag: 

das Sicherungselement unmittelbar an die Schwenknabe 

angrenzend an dem SchwenkbUgel angebracht ist; 

die Schwenknabe einen wenigstens annë.hernd 

kreisfOrmigen Umrif, urn die Schwenkachse besitzt, und 

die Schwenklagerplatte mit einer der Schwenknabe 

wenigstens auf einem Tell ihrer Umfangsflache 

folgenden Seitenwand ausgefuhrt ist, auf deren Kante 

die Eingriffsbahn ausgebildet ist. 

0930.D 	 . . .1... 
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Durch die beanspruchte Anordnung wird eine Integration 

des Sicherungselements und der mit diesem zusainmen-

wirkenden Eingriffsbahri in die aus Schwenklager und 

Schwenknabe bestehende Baueinheit erreicht, so dag der 

vorragende, die Verletzungsgetahr erhOhende 

Verlangerungsteil nach dem of fenkundig vorbenutzten 

Schlog I vermieden wird. 

	

6.3 	Mit der of fenkundig vorbenutzten Konstruktion war dieser 

LOsungsweg nicht vorgezeichnet. Dort ist - wie schon 

vorstehend ausgefUhrt - zur Aufnahme des Sicherungs-

elements ein aus dem Schwenklager herausragender 

Veringerungstei1 vorgesehen. Die Sicherung erfolgt durch 

ein zangenartiges Umgreif en des SchwenkbQgels im Bereich 

des Sicherungselements mittels der am freien Ende des 

Verlangerungsteils angeordneten runden Ausnebmung (4) 

Ein soicher LOsungsweg ist nicht geeignet, dem Fachrnann 

den Gedanken nahezulegen, eine an der freien Kante der 

teilkreisfOrmigen Seitenwand der Schwenklagerplatte 

angeordnete Eingriffsbahn zur Aufnahme des 

Sicherungselements vorzusehen. 

	

6.4 	Die Beschwerdegegnerin hat vorgetragen, dag keine 

Erfindung dariri gesehen werden kOnne, das Sicherungs- 

element nach dem vorbenutzten Sch1off I, das sich am 

freien SchwenkbUgelende befindet, unmittelbar an die 

Schwenknabe angrenzend anzubringen. 

Diese Wertung wird der Lehre des geltenden Patent-

anspruchs 1 nicht gerecht, da es einer Vielzahl 

konstruktiver Uberlegungen bedurfte, urn von dem 

offenkundig vorbenutzten Schlog I zu der Lehre des 

Patentanspruchs 1 zu gelangen, näinlich: 

- zunãchst die Uberlegung, daf!, auf den herausragenden 

Verlangerungsteil verzichtet werden kann; 

()) 3 fl .1) 	 . . . / . 



- 16 - 	 T 0799/91 

- dann die kreisfOrrnige Gestaltung der Schwenknabe urn 

die Schwenkachse; 

ferner die Anpassung der Seitenwand der Schwenklager-

platte an den kreisformigen Umrig der Schwenknabe, so 

da, die Seitenwand eng anliegend dem kreisfOrrnigen 

Urnri1, folgt; und 

schlieglich das Anbringen des Sicherungselernents 

unrnittelbar an die Schwenknabe angrenzend an dern 

Schwenkbugel und die entsprechende Anordnung der 

Eingriffsbahn an der Kante der Seitenwand der 

Schwenklagerplatte. 

Aus den vorstehenden Erwägungen ergibt sich, dag der 

Fachinann irn vorliegenden Fall nicht nur einen einzigen 

Schritt, sondern eine ganze Reihe von Schritten, die irn 

Stand der Technik kein Vorbild haben, hätte tun mUssen, 

urn zur Erfindung zu gelangen. Es kann sornit nicht davon 

gesprochen werden, dai!, der Facbrnann auf diesern Weg zu der 

irn Patentanspruch 1 vorgeschlagenen LOsung in 

naheliegender Weise hatte kornrnen kOnnen. 

6.5 	Diese LOsung ist ebenfalls weder von Dokurnent D2 noch von 

Dokurnent Dl angeregt worden. 

Dokurnent D2 zeigt ein SchwenkbUgelsch1of, bei dern an 

einer Schwenklagerplatte eine Schwenknabe gehaltert ist 

und die Schwenknabe einen kreisfOrrnigen Urnrig urn die 

Schwenkachse besitzt. Die Schwenkplatte ist von einer 

ringfOrrnigen Seitenwand uinschlossen, durch die die 

Schwenknabe gefuhrt ist. Der Schwenkbugel weist an seinern 

irn Schwenklagergehäuse untergebrachten Ende eine 

verschiebliche Klinke auf, die mit einem an der Schwenk- 

lagerplatte angeordneten ringsegrnentfOrmigen Ansatz 

zusammenwirkt, urn den Schwenkbugel in der Fahrstellung zu 

sichern. Dern Sicherungselement gemag Patencanspruch 1 

0930 .D 
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entspricht dabei die am festen Ende des SchwenkbUgels 

angeordneten Klinke und der patentgernäfen Eingriffsbahn 

der ringsegmenttOrmige Ansatz. Die kreisfOrmige 

Seitenwand der Schwenklagerplatte hat keine Funktion im 

Zusarnmenhang mit einer Arretierung des Schwenkbugels. 

Nach dem Dokument Dl ist ebenfalls das Sicherungselement 

innerhaib der Schwenknabe untergebracht. 

Weder Dokument D2 noch Dokument Dl kOnnen daher eine 

Anregung geben, das Sicherungselement unmittelbar an die 

Schwenknabe angrenzend an dem SchwenkbUgel und die 

Eingriffsbahn dementsprechend an der Kante der Seitenwand 

der Schwenklagerplatte anzubringen. 

Aus alledem folgt, dal!, das SchwenkbUgelschlog nach dern 

geltenden Patentanspruch 1 auf einer erfinderischen 

Tatigkeit irn Sinne des Artikels 56 EPU beruht. 

	

7. 	Erfinderische Thtigkeit - Patentanspruch 35 

	

7.1 	Ausgangspunkt ist auch hier das of fenkundig vorbenutzte 

Schlog I. Bei diesem ist die Anschlagstellung dann 

erreicht, wenn der noch ungesicherte SchwenkbUgel vor der 

zur runden Ausnehmung fUhrenden Offnung in der 

umgebogenen Seitenwand der Schweriklagerplatte steht. In 

dieser Anschlagstellung greift der Schwenkbugel in die 

Durchbrechung des Rads nicht em. Dag das Fahrrad in 

dieser Anschlagstellung anfahren kann, hat die 

Patentinhaberin als nachteilig angesehen. 

	

7.2 	Die durch den Gegenstand des Patentanspruchs 35 zu 

lOsende Aufgabe kann, wie der Patentschritt Spalte 2, 

Zeile 63 ft. zu entnehmen ist, darin gesehen werden, bei 

einem SchwenkbQge1sch1of! gattungsgemaier Art bei 

' 	" 	 . . . / . 
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kornpakter, benutzungsfreunier Gestaltung eine 

zuver1ssige Sicherung gegen unbeabsichtigtes 

Einschwenken des Schwenkbugels zu ermOglichen. 

Die Aufgabe wird durch die im Kennzeichen des Patent-

anspruchs 35 aufgefUhrten Merkmale gelOst. 

7.3 	Die Argumentation der BeschwerdefUhrerin, der Fachmann 

hãtte beim Heranrucken der runden Ausnehrnung am 

of fenkundig vorbenutzten Sch1of, I in den Bereich der 

Schwenkachse zwangslaufig zu der Lehre des Patent-

anspruchs 35 gelangen kOnnen, basiert auf einer 

unzu1ssigen rQckschauenderi Betrachtungsweise. Die 

Beschwerdeführerin übersieht dabei, dag es bei der 

Beurteilung der erfinderischen Tatigkeit nicht darauf 

ankommt, ob der Fachinann durch Modifikation dieses 

Standes der Technik zur Ertindung hätte gelangen kOnnen; 

zu fragen ist vielmehr, ob er im Lichte der bestehenden 

technischen Aufgabe so vorgegangen ware, well dem Stand 

der Technik Anregungen für die Erfindung zu entnehrnen 

waren (siehe z. B. die Entscheidung T 219/87 yam 

11. M.rz 1988, Punkt 7.4 der Entscheidungsgründe) 

Dies ist hier aber nicht der Fall: der Gedanke, den. 

SchwenkbUgel zum Erzielen einer zuverlassigen Sicherung 

in der Anschlagstellung in die Durchbrechung des Rads 

eingreifen zu lassen, 1st weder vom vorbenutzten Schlog I 

noch yam Stand der Technik in seiner Gesamtheit angeregt 

warden. 

Hinsichtlich der Qbrigen, die kompakte und benutzungs-

freundliche Ausbildung betreffenden Merkmale wird auf die 

betreffenden Ausführungen in vorstehenden Punkten 6.3 bis 

6.5 verwiesen. 
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Aus alledem folgt, dag auch das Schwenkbuge1sch10 nach 

dern Patentanspruch 35 auf einer erfinderischen Tãtigkeit 

im Sinne des Artikels 56 EPU beruht. 

8. 	Das Patent kann deshaib mit den geltenden unabhangigen 

Patentansprüchen 1 und 35 sowie den auf sie ruckbezogenen 

PatentansprUchen 2 bis 34 bzw. 36 aufrechterhalten 

werden. Gegen die angepate Beschreibung bestehen 

ebenfalls keine Bedenken. 

Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die erste Instanz zuruckverwiesen mit 

der Auflage, das Patent mit den irn vorstehenden 

Abschnitt VI angegebenen Unterlagen aufrechtzuerhalten. 

Der Geschaftsstellenbeamte: 

S. Fabiani 
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